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ie Vielzahl der hierzu ergan-
genen Urteile trägt nicht
wirklich zum Verständnis sei-

tens der Zahnärzte bei. So passiert es
immer wieder, dass Praxen mit ihren
Werbemethoden die Grenzen dessen,
was erlaubt ist, zunehmend ausloten
oder sogar überschreiten. Auffallend
häufig der rechtlichen Überprüfung
ausgesetzt, sind in letzter Zeit Bonus-
systeme in den unterschiedlichsten
Ausgestaltungen. Ob Gutscheine für
PZR oder Bleaching, bezuschusste Be-
handlungen, Special-Preis-Angebote
oder die 10. Behandlung gar umsonst, 
es gibt viele Wege, einen Bonus anzu-
bieten. Besonderes kritisch sind inso-
weit Angebote auf Coupon-Plattfor-
men wie Groupon, Gutscheine generell

und Specials auf Facebook & Co auf 
ihre werberechtliche Zulässigkeit zu
überprüfen.
Bislang wurden solche Systeme von den
Kammern grundsätzlich abgelehnt und
zogen in vielen Fällen wettbewerbs-
rechtliche Abmahnungen von Kollegen
nach sich. Durch jüngst ergangene Be-
schlüsse des Bundesverfassungsgerichts
(Az.: 1 BvR 233/10 + 1 BvR 235/10) 
hat sich die Sicht hierauf nun wieder
grundlegend geändert. In dem Be-
schluss ging es um eine Tombola, die 
ein Zahnarzt auf einer Gesundheits-
messe durchführte. Verlost wurden
Gutscheine für eine PZR-Behandlung,
elektrische Zahnbürsten, Patientenrat-
geber und Gutscheine für ein Bleaching.
Die Richter entschieden, dass die Ver-

losungsaktion selbst keine berufsrecht-
lichen Bedenken auslöst. Sie begründe-
ten dies damit, dass die Berufswidrig-
keit einer Werbemaßnahme sich nicht
allein daraus ergibt, dass diese sich 
der Werbewerkzeuge aus der gewerb-
lichen Wirtschaft bedient. Vielmehr 
obliegt eine Entscheidung darüber, ob
eine Werbeform als berufswidrig ein-
zustufen ist, den „zeitbedingten Ver-
änderungen“.
Damit haben die Richter sich klar an die
bisherige Rechtsprechung zum ärztli-
chen und zahnärztlichen Werberecht
gehalten, welche die Berufswidrigkeit
einer Werbemaßnahme nicht an dem
Werbemedium, sondern seinem Inhalt
misst. Auch haben die Richter nun ein-
deutig Stellung dergestalt bezogen,
dass auch Zahnärzte sich moderner
Werbeformen bedienen dürfen.
Das Urteil stellt weiterhin klar, dass es
nicht erforderlich ist, dass sich das Mar-
keting ausschließlich auf nüchterne
Fakten bezieht. Das Sachlichkeitsgebot
erlaubt auch Maßnahmen, die kaum In-
formationswert für den Patienten ent-
halten, so lange diese nicht irreführend,
anpreisend oder vergleichend sind. 
Besonders spannend an diesem Teil des
Beschlusses ist, dass die Richter keine
Ausführungen zu der Teilnahme an der
Messe machten. Sie gingen dabei wie
selbstverständlich von der Zulässigkeit
einer Messeteilnahme auch für den
Zahnarzt aus, obgleich doch viele Zahn-
ärztekammern diese Art der Werbung
bislang als äußerst kritisch bewerteten.
Was bedeutet das nun für alle anderen,

oft als kritisch bewerteten Werbemaß-
nahmen, wie die zu anfangs erwähnten
Bonussysteme? 

Wendet man die Argumentation des
Bundesverfassungsgerichtes auf diese
Bonussysteme an, so kann man zu kei-
nem anderen Schluss kommen, als dass
auch hier eine berufsrechtliche Zuläs-
sigkeit anzunehmen. 
Sofern das höchste deutsche Gericht 
einen Gutschein für eine PZR-Behand-
lung, der auf einer Tombola durch Ver-
losung gewonnen werden kann, unpro-
blematisch für unbedenklich erachtet,
so kann nichts anderes gelten, wenn 
der Patient beispielsweise die zehnte
PZR-Behandlung „umsonst“ bekommt.
In der Ausgabe einer Bonuskarte an 
die Patienten liegt ebenfalls nichts 
Irreführendes, Anpreisendes oder Ver-
gleichendes. Noch dazu, da diese nicht 
in einem so kommerziellen Raum wie
einer Messe abgegeben wird, sondern 
in der Praxis des Zahnarztes.
Zu beachten ist dabei schließlich auch,
dass die Tombola auf der Messe sogar
Nichtpatienten an den Stand lockte,
was allerdings von den Richtern 
ebenfalls als unbedenklich empfunden
wurde. Damit haben die Richter das 
Argument der unzulässigen Patienten-
akquise durch „Zuwendungen“ nun
ausdrücklich entkräftet. Sie führten
hierzu aus, dass es legitim sei, durch
eine Werbemethode Aufmerksamkeit
und Interesse zu wecken, um neue 
Patienten für die Zahnarztpraxis zu 
gewinnen. Denn schließlich sei dies das
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Werbung: Sind der Kreativität
Grenzen gesetzt?

| Katri Helena Lyck, Cornelia Sauerbier

Zahnarztmarketing – es wird wichtiger denn je. Dass sich aus dem Werbeverbot der Vergangen-
heit mittlerweile ein Werberecht entwickelt hat, dürfte weitläufig bekannt sein. Doch was ist 
erlaubt und was ist berufsrechtlich oder wettbewerbsrechtlich problematisch? 
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erklärte Ziel einer Werbemaßnahme. 
Warum sollte dann den eigenen 

Patienten nicht auch etwas 

„geschenkt“ werden dürfen? 

Einschränkungen gibt es allerdings zu
den Produkten, die als Gutschein aus-
gegeben werden sollen. So sahen die
Richter Gegenstände wie elektrische
Zahnbürsten und Patientenratgeber als
völlig unbedenklich. Auch Gutscheine
für eine PZR-Behandlung seien zuläs-
sig, da diese eine nützliche und die
Zahngesundheit fördernde Maßnahme
gelte. Aus diesen Gründen sei nämlich
nicht ersichtlich, dass hier Gemein-
wohlbelange gefährdet seien. 
Diese Argumentation hatte schon das
KG Berlin in seinem Urteil vom
31.8.2007 (AZ: 5 W 253/07) genutzt 
und festgestellt, dass Gebührenunter-
schreitungen für Prophylaxebehand-
lungen (Groupon-Gutschein, Ermäßi-
gungen, Sonderangebote etc.) zumin-
dest dann zulässig sein müssen, wenn
dies durch im Rahmen einer Abwägung
der Interessengüter nach Art. 12 GG
(Berufsfreiheit) geboten erscheint.
Denn eine Einschränkung der Berufs-
freiheit der Zahnärzte (in welche einer-
seits auch die Werbemaßnahmen und
andererseits die Honorarvereinba-
rungen fallen) könne nur durch den
Schutz von Gemeinwohlbelangen ein-
geschränkt werden. Solche seien bei 
einer günstigen PZR nicht einmal tan-
giert. Vielmehr diene dies dem Ge-
meinwohl, sodass auch entgegen dem 
Wortlaut der Gebührenordnung  sowie
der Musterberufsordnung  eine Zuläs-
sigkeit angenommen werden müsse. 

Die Richter am KG Berlin haben zu-

treffend ausgeführt: 

„Selbst wenn sich alle anderen Zahn-
ärzte in Deutschland dem Vorgehen 
der Antragsgegnerin und der mit die-
ser zusammenarbeitenden Zahnärzte
anschließen würden, wäre dies ein die
Gesundheit der Bevölkerung konkret
stärkender Beitrag der Zahnärzte-

schaft. Eine Gefährdung des Gesund-
heitswesens durch einen solchen (be-
grenzten) ‚Preiskampf‘ erscheint mehr
als fernliegend.“

Trotz dieser Entscheidung des KG Berlin
wurden und werden Preisnachlässe und
Gutscheinaktionen weiterhin als recht-
lich äußerst problematisch behandelt.
Das hat das Bundesverfassungsgericht
nun klargestellt. Zumindest die PZR
kann nach diesem Beschluss und kon-
sequenter Anwendung der Argumen-
tationsstruktur der Bundesverfas-
sungsrichter nun wohl als Gutschein
völlig „umsonst“, als Sonderangebot,
als Sommerspecial oder Dankeschön 
an die Patienten abgegeben werden. 
Ob der Gutschein oder das Angebot 
als Bonuskarte, auf Groupon oder auf
Facebook angeboten werden, sollte
nach diesem Urteil keinen Unterschied
mehr machen. Ein Verbot dessen würde
dementsprechend gegen die Berufs-
freiheit der Zahnärzte verstoßen.

Vorsicht ist allerdings bei dem Blea-
ching geboten. Die Richter konnten die
Zulässigkeit dieses Gutscheins nicht
abschließend beurteilen und wiesen
darauf hin, dass keine Behandlungen
verlost werden dürften, die mit einem
auch nur minimalen Eingriff in die 
körperliche Integrität verbunden seien,
da insofern schutzwürdige Interessen
der Patienten betroffen seien. Es be-
stehe zwar keine Pflicht zur Inan-
spruchnahme des Gutscheins, aller-
dings sei ein erheblicher Einfluss auf
den Patienten ausgeübt, die Leistung,
ungeachtet möglicher gesundheitli-
cher Risiken, in Anspruch zu nehmen.
Dadurch könnte das Schutzgut der 
Bevölkerung beeinträchtigt werden,
was wiederum eine Einschränkung 
der Berufsfreiheit rechtfertige. 
Entscheidendes Indiz könnte allerdings
sein, dass die Richter zwischen einem
externen und internen Bleaching diffe-
renzierten. Da ein Home-Bleaching-Set

auch schon in der Drogerie zu erwerben
ist und sich die gesundheitlichen 
Gefahren diesbezüglich gering halten,
sollte zumindest ein Gutschein für ein
solches Bleaching als zulässig erachtet
werden. Für das Internetportal Groupon
und ähnliche Coupon- bzw. Gutschein-
portale scheint die von den Bundes-
verfassungsrichtern getroffene Ent-
scheidung keine Geltung zu haben. So-
wohl das Landgericht Köln (Urteil vom
21.6.2012 – 31 O 25/12) als auch das
Kammergericht (KG) Berlin (Urteil vom
09.8.2103 – 5 U 88/12) untersagten der
Groupon GmbH Werbung für verschie-
dene zahnärztliche Leistungen und be-
stätigten eine unzulässige Zuweisung
von Patienten gegen Entgelt. 
Gegenstand des Verfahrens vor dem 
KG Berlin waren Werbungen der 
Groupon GmbH für eine Zahnreini-
gung, Bleaching-Leistung, kieferortho-
pädische Zahnkorrektur, Implantatver-
sorgung, prothetische Versorgung und
Zahnfüllung. Die Groupon GmbH hatte
diese zahnärztlichen Leistungen über
ihr Internetportal mit Rabatten von 
bis zu 90 Prozent und zu Festpreisen 
beworben und ihren Kunden entspre-
chende Gutscheine im Rahmen von so-
genannten „Deals" für eine begrenzte
Laufzeit zum Kauf angeboten.
Die Zahnärzte, welche die zahnärztli-
chen Leistungen zu erbringen hatten,
unterhielten auf der Grundlage von Ko-
operationsverträgen mit der Groupon
GmbH 50 Prozent des rabattierten 
Preises als Erfolgsprämie im Falle der
Behandlung des Patienten.
In erster Instanz hatte bereits das 
Landgericht Berlin die beanstandete
Werbung als wettbewerbswidrig er-
achtet und zudem die wettbewerbs-
rechtliche Haftung der Groupon GmbH
bestätigt (LG Berlin, Urteil vom
28.6.2012 – 52 O 231/11), hier war
keine unzulässige Zuweisung von Pa-
tienten gegen Geld festgestellt worden.

Gegen dieses Urteil legte die Groupon
GmbH Berufung ein, die Zahnärzte-
kammer Nordrhein folgte mit einer An-
schlussberufung. Das Kammergericht
Berlin entschied daraufhin, dass nicht
nur eine wettbewerbswidrige Werbung
und damit eine Haftung der Groupon
GmbH gegeben sei, sondern darüber hi-
naus in der Zahlung der Erfolgsprämie
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auf der Grundlage des Kooperations-
vertrages und der verwendeten All-
gemeinen Geschäftsbedingungen auch
eine unzulässige Zuweisung von Pa-
tienten gegen Entgelt liegt.
Das Landgericht Köln hatte sich mit 
der Klage der Zahnärztekammer Nord-
rhein gegen einen Zahnarzt und Kam-
merangehörigen der Klägerin zu be-
schäftigen. Dieser hatte „Deals“ über 
die Internetportale Groupon bzw. Daily-
Deal eingestellt und hier Bleaching und
kosmetische Zahnreinigung zu rabat-
tierten Preisen angeboten.
Das Gericht sah hierin einen Verstoß 
gegen §4 Nr. 11 UWG i.V.m. §15 Berufs-
ordnung der Zahnärzte. Es entschied,
dass es sich bei § 15 BO der Zahnärzte 
um eine Marktverhaltensregel handelt.
Die von dem Zahnarzt angegebenen
Preise für von ihm angebotene Be-
handlungen würden einen Rabatt ent-
halten, auch wenn die Preise für diese
Behandlungen nicht in der GOZ fest-
gelegt sind, da er bei seiner Werbung 
einen Preis „statt“ eines höheren an-
gegeben hat. Des Weiteren handele 
es sich bei den Preisvorschriften der
GOZ ebenfalls um Marktverhaltensre-
geln. Noch dazu stelle die Angabe eines
Festpreises über Groupon oder Daily-
Deal, ohne den Patienten überhaupt 
zu kennen, einen Verstoß gegen die 
GOZ dar. Eine schriftliche Preisverein-
barung, wie sie §2 Absatz 1 GOZ ermög-
licht, muss nämlich zwischen Zahnarzt
und Patienten erfolgen. Das ist bei
Groupon und DailyDeal nicht der Fall,
weil der Zahnarzt sich gegenüber dem
Portalbetreiber und nicht gegenüber
dem Patienten zur Erbringung der 
Leistung verpflichtet.
Auch bei einer kostenlosen Erstunter-
suchung als Werbemaßnahme ist Vor-
sicht geboten. Hier hat das Landgericht
Stade mit Urteil vom 16.6.2011, AZ: 
8 O 23/11 entschieden, dass dies als 
Verstoß gegen § 7 Heilmittelwerbege-
setz zu werten und daher zu untersa-
gen ist. Geworben werde für medizi-
nische Leistungen, wobei diese in der
Regel nur gegen Entgelt zu erhalten
sind, dies gelte auch für eine kosten-
lose Erstuntersuchung. Da dies zwin-
gend eine individuelle Befunderhe-
bung beinhalte, greife der Ausnahme-
tatbestand von § 7 HWG, der die Ertei-
lung von Auskünften oder Ratschlägen

freistellt, nicht.
Praxistipp

Im Ergebnis kann festgehalten werden,
dass alle Variationen der PZR Gut-
scheine und Angebote mit Ausnahme
von Groupon nun berufsrechtlich zuläs-
sig sind. Bei den Coupon-Portalen ist
eine genauere Prüfung des Angebotes
unumgänglich. Das bedeutet einen
weiteren Meilenstein in der fortschrei-
tenden Liberalisierung des Zahnarzt-
rechtes. Da allerdings auch Gutschein-
aktionen, wie vorstehend ausgeführt,
ihre Grenzen haben, sollte insbeson-
dere bei bestehender Rechtsunsicher-
heit vorab ein spezialisierter Berater
herangezogen werden. Denn durch 
eine rechtliche Prüfung der Werbe-
maßnahme kann bares Geld gespart
werden, dies lässt dann den Mehr-
wert der Maßnahme auch tatsächlich
zur Geltung kommen. 

Literatur:

1 §2 Absatz 1 GOZ: „Durch Vereinbarung kann

eine von dieser Verordnung abweichende

Höhe der Vergütung festgelegt werden.“

2 §15 Absatz 1 MBO-Z: „Die Honorarforde-

rung des Zahnarztes muss angemessen

sein.“
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